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Beschlußempfehlung und Bericht 
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zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
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Verhandlungen über den Vorschlag einer Richtlinie der Europäischen 
Gemeinschaften betreffend den Schutz der Teilnehmer am Fernunterricht 

A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hatte am 23. Februar 1978 aufgrund 
einer Empfehlung des Ausschusses für Bildung und Wissen-
schaft beschlossen, die Bundesregierung aufzufordern, bei den 
weiteren Verhandlungen über den Vorschlag einer Richtlinie 
der Europäischen Gemeinschaften betreffend den Schutz der 
Teilnehmer am Fernunterricht an den wesentlichen Grundsät-
zen des deutschen Fernunterrichtsschutzgesetzes festzuhalten 
und dem Deutschen Bundestag über das Ergebnis ihrer Ver-
handlungen zu berichten. Da nach dreijährigen Verhandlun-
gen eine Vielzahl von Vorbehalten der Mitgliedsländer nicht 
ausgeräumt war, hat die Kommission ihren Richtlinienent-
wurf im Herbst 1980 zurückgezogen. 

B. Lösung 

1. Das Nichtzustandekommen der EG-Richtlinie beeinträch-
tigt das seit dem Inkrafttreten des Fernunterrichtsschutz-
gesetzes qualitativ konsolidierte Fernunterrichtswesen in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht. 

2. Der Ausschuß empfiehlt, in einer Entschließung des Deut-
schen Bundestages zum Ausdruck zu bringen, daß infolge 
des 1976 verabschiedeten Fernunterrichtsschutzgesetzes 
nunmehr volles Vertrauen in die von staatlichen Stellen ge-
prüften Fernlehrgänge gerechtfertigt ist. Die Bundesregie-
rung wird aufgefordert, durch eine Reihe von Maßnahmen 
die Rahmenbedingungen für den Fernunterricht zu verbes-
sern und dadurch zur weiteren Förderung dieses Instru-
ments des Weiterbildungssystems beizutragen. 
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C. Alternativen 

keine 

Einmütigkeit im Ausschuß 

D. Kosten 

Keine (Die gewünschten Maßnahmen der Bundesregierung 
können im Rahmen der laufenden Arbeit durchgeführt wer-
den.) 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag stellt fest, daß infolge des 1976 verabschiedeten Fernunter-
richtsschutzgesetzes nunmehr volles Vertrauen in die von staatlichen Stellen 
geprüften Fernlehrgänge, die überwiegend von privatwirtschaftlich arbeiten-
den, daneben auch von gemeinnützigen oder öffentlich-rechtlichen Einrich-
tungen angeboten werden, gerechtfertigt ist. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
durch eine Reihe von Maßnahmen zur Förderung des Fernunterrichts beizu-
tragen. Dabei sollte sie 

— die allgemeine Werbung, vor allem die Vertrauenswerbung, für den Fern-
unterricht fortsetzen, um die Bevölkerung von der Seriosität und den Erfol-
gen des Fernunterrichtswesens zu überzeugen; 

— ihre Bemühungen fortsetzen, den Fernunterricht als gleichwertige Unter-
richtsform in einschlägigen Bundesgesetzen zu verankern; 

— die steuerlichen Fördermaßnahmen für den Fernunterricht überprüfen 
und dem Bundestag darüber berichten; 

— im Rahmen der Maßnahmen für Bildungsforschung Untersuchungen zum 
Fernunterricht berücksichtigen, um den Fernunterrichtsveranstaltern Hil-
fen für bessere Materialgestaltung an -die Hand zu geben, ohne dadurch je-
doch die Wettbewerbssituation einzelner Veranstalter zu beeinflussen; 

— im Rahmen der Förderung von Medienverbund-Modellvorhaben auch An-
gebote des Fernunterrichts berücksichtigen. 

Bonn, den 10. März 1982 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Vogelsang 

Vorsitzender 

Nelle 	Frau Weyel 

Berichterstatter 

Neuhausen 
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Bericht der Abgeordneten Nelle, Frau Weyel und Neuhausen 

Die in Drucksache 9/449 vorliegende, dem Deut-
schen Bundestag am 7. Mai 1981 zugeleitete und ge-
mäß § 80 Abs. 3 GO BT an den Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft überwiesene Unterrichtung durch 
die Bundesregierung stellt Gegenstand und Ergeb-
nis der Verhandlungen über den Vorschlag einer 
Richtlinie der Europäischen Gemeinschaft betref-
fend den Schutz der Teilnehmer am Fernunterricht 
(Drucksache 8/852) dar. Dieser Richtlinienvor-
schlag, der von der EG-Kommission im Jahre 1977 
erarbeitet wurde, sah eine Harmonisierung der in 
den Mitgliedstaaten bestehenden Bestimmungen 
über den Schutz von Fernunterrichtsteilnehmern 
vor unseriösen Geschäftspraktiken privater Fern-
lehrinstitute vor. Damit betraf er ein Rechtsgebiet, 
das in der Bundesrepublik Deutschland durch das 
Gesetz zum Schutz der Teilnehmer am Fernunter-
richt (Fernunterrichtsschutzgesetz) vom 24. August 
1976 und den Staatsvertrag der Länder über das 
Fernunterrichtswesen (Neufassung vom 2. April 
1979) bereits geregelt war. Wortlaut und Tendenz 
des Richtlinienvorschlags stimmten in vielen Punk-
ten mit den Bestimmungen des Fernunterrichts-
schutzgesetzes und des Staatsvertrages überein; un-
ter den Bestimmungen, die von den deutschen 
Rechtsvorschriften abwichen oder bei denen die 
Übereinstimmung zweifelhaft sein konnte, befan-
den sich allerdings einige von grundsätzlicher Be-
deutung. Der Deutsche Bundestag hat daher auf-
grund einer Empfehlung des Ausschusses für Bil-
dung und Wissenschaft (Drucksache 8/1348) in sei-
ner Sitzung am 23. Februar 1978 die Bundesregie-
rung beauftragt, bei den weiteren Verhandlungen 
über den Richtlinienvorschlag darauf hinzuwirken, 
daß der Inhalt der Richtlinie mit den wesentlichen 
Grundsätzen des Fernunterrichtsschutzgesetzes in 
Übereinstimmung gebracht werde. 

Dieser Auftrag, dem die Bundesregierung, wie sie in 
ihrer Unterrichtung in Drucksache 9/449 darstellt, 
mit erheblichem Erfolg nachgekommen war, ist in-
zwischen gegenstandslos geworden, da die Verhand-
lungen über den Richtlinienvorschlag im Oktober 
1980 eingestellt worden sind. Die Mehrzahl der Mit-
gliedstaaten der EG hat den Entwurf der Kommis-
sion aus vielen Gründen abgelehnt. Dies ist ein-
mal damit zu erklären, daß — mit Ausnahme 
Frankreichs, das eine der deutschen vergleichbare 
gesetzliche Regelung für den Fernunterricht kennt 
— die anderen EG-Länder sich mit freiwilligen Gü-
teprüfungen begnügen oder auch ohne jede Rege-
lung auskommen, ein Regelungsbedürfnis also ver-
neinten, auch hinsichtlich der sehr seltenen grenz-
überschreitenden Fernunterrichtsaktivitäten. Au-
ßerdem bestritten mehrere Länder die Zuständig-
keit der Europäischen Gemeinschaften für dieses 
Rechtsgebiet. Als nach dreijährigen Verhandlungen 
keine entscheidenden Fortschritte erzielt waren, zog 
die Kommission ihren Entwurf zurück. 

Das Nichtzustandekommen der Richtlinie beein-
trächtigt das Fernunterrichtswesen der Bundesre-
publik nicht. In wettbewerbsrechtlicher Hinsicht 
entstehen für die deutschen Veranstalter, die die 
Auflagen des Fernunterrichtsschutzgesetzes einhal-
ten müssen, keine Einbußen, da es grenzüberschrei-
tenden Fernunterricht zu EG-Ländern so gut wie 
nicht gibt. Für deutsche Teilnehmer an Fernunter-
richtsangeboten entstehen ebenfalls keine Nachtei-
le, da ausländische Veranstalter, die Fernunter-
richtsmaterial im Bundesgebiet anbieten, ohnehin 
fast ausnahmslos an die Bestimmungen des Geset-
zes gebunden sind. 

Angesichts dieses Sachverhalts hat der Ausschuß, 
der die Vorlage in zwei Sitzungen (3. Februar und 
10. März 1982) beraten hat, sich insofern damit be-
gnügt, die Unterrichtung durch die Bundesregierung 
zur Kenntnis zu nehmen. Der Ausschuß hält es an-
dererseits jedoch für angebracht, die Bundesregie-
rung aufzufordern, durch eine Reihe von Maßnah-
men dafür zu sorgen, daß die in der Bundesrepublik 
auf dem Markt befindlichen Fernunterrichtsange-
bote stärker als bisher genutzt werden. Zu dieser 
Empfehlung veranlassen ihn die folgenden Überle-
gungen: 

Die Teilnahmequote am Fernunterricht liegt in der 
Bundesrepublik noch weit unter der in anderen In-
dustrieländern (z. B. Frankreich, Holland, Norwe-
gen). Der wesentliche Grund dafür ist, daß das Fern-
unterrichtswesen in der Bundesrepublik noch heute 
unter dem schlechten Ruf leidet, den es vor dem In-
krafttreten des Fernunterrichtsschutzgesetzes er-
worben hatte und der zu einer jahrelangen Diskus-
sion über seine Seriosität geführt hatte, eine Diskus-
sion, die es in den Nachbarländern (außer in den 
Niederlanden) nicht gegeben hat. Bei der Beratung 
dieses Gesetzes im Jahre 1976 hat der Ausschuß sich 
mit bestimmten Mißständen befaßt, die sich in Teil-
bereichen des Fernunterrichtswesens der Bundesre-
publik entwickelt hatten. Damals wurden als Män-
gel vor allem festgestellt 

— ein übertriebener, nicht an den Beratungswün-
schen der Interessenten ausgerichteter Einsatz 
von Vertretern; 

— eine unzulängliche, falsche oder irreführende In

-

formation und Werbung; 

— eine für den Teilnehmer nachteilige Vertragsge-
staltung, bei der häufig ein dem Fernunterricht 
angemessenes Lösungsrecht nicht verwirklicht 
war; 

— Angebote von geringer methodischer und fachli-
cher Qualität, die nicht geeignet waren, das in der 
Werbung genannte Lehrgangsziel zu erreichen. 

Die Bundesregierung hat bei der Beratung ihres Be

-

richts über die EG-Richtlinie im Ausschuß dargetan, 
daß diese Mängel durch das Fernunterrichtsschutz- 
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gesetz offensichtlich überwunden sind. Klagen von 
Fernunterrichtsteilnehmern wegen vertraglicher 
Übervorteilung oder unbrauchbaren Materials sind 
fast ganz verschwunden. Die Fassung der Kündi-
gungsbestimmungen hat dazu geführt, daß kein 
Teilnehmer mehr außerstande ist, sich aus dem Ver-
trag zu lösen, wenn er zur Fortsetzung des Fernlehr-
gangs nicht mehr in der Lage ist. Wie auf die Seriosi-
tät der Werbung und auf die Korrektheit des mit 
dem jeweiligen Fernunterrichtsinstitut zu schlie-
ßenden Vertrages kann sich der Teilnehmer jetzt 
auch auf die pädagogische Qualität der Angebote 
verlassen, seit die Zulassung von Fernlehrgängen 
(ausgenommen Hobby-Kurse) von einer Überprü-
fung durch die Staatliche Zentralstelle für Fernun-
terricht der Länder (bei bestimmten berufsbilden-
den Lehrgängen unter Beteiligung des Bundesinsti-
tutes für Berufsbildung) abhängig ist. Korrekter-
weise muß hier festgestellt werden, daß auch vor In-
krafttreten der gesetzlichen Regelungen ein Teil der 
Fernunterrichtsveranstalter in freiwilliger Zusam-
menarbeit dafür gesorgt hatte, daß die von ihnen 
vertretenen Fernunterrichtsangebote vertrauens-
würdig waren. 
Ungeachtet dieser entscheidenden Verbesserungen 
ist, wie die Entwicklung der Teilnehmerzahlen zeigt, 
das Vertrauen deutscher Interessenten in Fernun-
terrichtsangebote in den letzten Jahren zwar konti-
nuierlich, aber nur langsam gewachsen. Die Tatsa-
che, daß der Fernunterrichtsmarkt in der Bundesre-
publik wieder vertrauenswürdig geworden ist, hat 
den erwünschten Widerhall noch nicht gefunden. 

Dies sollte nach Meinung des Ausschusses nicht ein-
fach zur Kenntnis genommen werden. Fernunter-
richt ist ein wichtiges Element eines Weiterbil-
dungssystems, das, wie es im Bildungsgesamtplan 
als gemeinsame Auffassung von Bund und Ländern 
niedergelegt ist, den Erfordernissen einer modernen 
Gesellschaft entsprechen soll. Kurz-, mittel- und 
langfristige Veränderungen der wirtschaftlichen, ar-
beitsmarktpolitischen und sozialen Bedingungen 
und der Lebensbedürfnisse der Bevölkerung for-
dern von allen Berufsgruppen und Altersgruppen 
ein hohes Maß an Mobilität, an Bereitschaft, Neues 
zu lernen. Die besondere Aufgabe des Fernunter-
richts besteht in diesem Zusammenhang darin, den 
nicht überall und nicht in allen Lernbereichen glei-
chermaßen leicht erreichbaren Präsenzunterricht in 
Weiterbildungseinrichtungen zu ergänzen bzw. zu 
ersetzen. Nicht an ortsfeste Einrichtungen gebun-
den, ist der Fernunterricht seiner Art nach in der 
Lage, jedem Bürger das Angebot zu machen, sich 
weiterzubilden oder auch Teile einer Erstausbildung 
nachzuholen. Erwachsene, die in der Regel neben 
der Berufstätigkeit nur begrenzte Zeit für ihre Wei-
terbildung aufbringen können, finden im Fernunter-
richt günstige Lernchancen, angepaßt an ihre per-
sönlichen Lerngewohnheiten und Tagesgestaltung. 

Dieser Rolle des Fernunterrichts entsprechend ist 
die Mehrzahl der heute angebotenen Kurse (zur Zeit 
550 von 960) eindeutig berufsorientiert: berufsbil-
dende Lehrgänge mit staatlicher Externenprüfung 
(z. B. Technikerprüfung) bzw. Prüfung bei den zu-
ständigen Stellen nach dem Berufsbildungsgesetz 
(z. B. Meisterprüfung) oder auch Lehrgänge zur Ver

-

mittlung berufsfördernder Kenntnisse ohne Ab-
schlußprüfung. Daneben stehen (zur Zeit 200) allge-
meinbildende Lehrgänge zur Vorbereitung auf 
staatliche Prüfungen im allgemeinbildenden Schul-
wesen (mittlere Reife, Abitur) und allgemeinbil-
dende Lehrgänge ohne Abschlußprüfung. Zur Zeit 52 
sogenannte Hobby-Kurse gelten Freizeitbeschäfti-
gungen. Die große Mehrzahl der Kurse dient also 
der Auffrischung und Ergänzung von Kenntnissen 
im ausgeübten Beruf, der Qualifizierung für eine hö-
here Position in diesem Beruf oder aber der berufli-
chen Umschulung. Noch deutlicher wird diese Ge-
wichtsverteilung, wenn statt der Zahl der Kurse die 
Teilnehmerzahlen ins Auge gefaßt werden: Nach ei-
ner Erhebung des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung nahmen von 25 000 im Jahre 1980 befragten 
Fernunterrichtsteilnehmern 50 v. H. an berufsbil-
denden Fernlehrgängen, 15 v. H. an Sprachkursen, 
darunter auch berufsbildenden Lehrgängen wie 
Wirtschafts-Englisch, 30 v. H. an allgemeinbilden-
den Kursen (vor allem Nachholen von Schulab-
schlüssen) und 5 v. H. an Hobby-Kursen teil. 

Aufgrund dieser Situation ist der Ausschuß der Auf-
fassung, daß Interessenten jetzt ohne Vorbehalt 
empfohlen werden kann, von den Möglichkeiten des 
Fernunterrichts Gebrauch zu machen. Der Aus-
schuß erkennt an, daß die Bundesregierung nach In-
krafttreten des Fernunterrichtsschutzgesetzes in 
vielfältiger Weise unterstützend und werbend für 
den Fernunterricht eingetreten ist. Um die Hinder-
nisse, die immer noch einer angemessenen Inan-
spruchnahme der Fernunterrichtsangebote im 
Wege stehen, auszuräumen, sollte die Bundesregie-
rung ihre Bemühungen im Zusammenwirken mit 
den Ländern verstärkt auf folgende Aspekte rich-
ten: 

- Es hat sich gezeigt, daß Werbeaktivitäten des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
zu einer erheblichen Vermehrung von Anfragen 
potentieller Fernunterrichtsteilnehmer bei der 
Zentralstelle der Länder führen. In diesem Zu-
sammenhang stellen sich die Fragen, ob die Län-
der mehr Mittel für die Werbung einsetzen könn-
ten und ob Bund und Länder zusammen mit den 
Fernunterrichtsanbietern Überlegungen über 
eine ideenreichere Werbung durch diese selbst 
anstellen könnten. Möglicherweise können auch 
die örtlichen Stellen dafür gewonnen werden, bei 
der Werbung für Weiterbildung auch auf den 
Fernunterricht hinzuweisen. Schließlich wäre 
auch zu prüfen, ob ein Konkurrenzverhältnis des 
Fernunterrichts zu stationären Angeboten der 
Weiterbildung besteht. 

— Können — eventuell in Zusammenarbeit mit den 
Unterrichtsveranstaltern — Erkenntnisse über 
die quantitative und qualitative Effizienz des 
Fernunterrichts (Zahl der erfolgreichen Ab-
schlüsse, Zahl der Abbrecher; Qualifikation der 
Lehrenden, inhaltliche Qualität der einzelnen 
Angebote) gewonnen werden? Gibt es Möglich-
keiten, das schriftliche Material zu verbessern? 

— Sind die Angebote für alle in Frage kommenden 
Gruppen von Interessenten geeignet? In diesem 
Zusammenhang wäre auch zu prüfen, ob der 
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Fernunterricht eine größere Bedeutung bei der 
Wiedereingliederung von Frauen in eine berufli-
che Tätigkeit bekommen sollte. 

— Kann das Gewicht der im Fernunterricht erwor-
benen Abschlüsse auf dem Arbeitsmarkt ver-
stärkt werden? Können durch Fernunterricht 
Teil- und Ergänzungsqualifikationen erworben 
werden, die auf dem Arbeitsmarkt anerkannt 
werden? 

— Eine wichtige Rolle spielen Fernunterrichtslehr-
gänge, die ausländische Arbeitnehmer in ihrer 
Muttersprache zu Bildungsabschlüssen ihres 
Herkunftslandes führen. Lassen sich hier Ver-
besserungen erreichen? 

— Fernunterricht wird ganz überwiegend von pri-
vatwirtschaftlichen Trägern, daneben auch von 
gemeinnützigen (z. B. gewerkschaftlichen) und 
einigen öffentlich-rechtlichen Einrichtungen an-
geboten, Fernstudium auf Hochschulniveau dem-
gegenüber ganz überwiegend von staatlichen 
Einrichtungen. Gibt es in dieser historisch ge-
wachsenen Struktur Konkurrenzverhältnisse 
und Wettbewerbsverzerrungen — wenn j a, zu La-
sten welcher Gruppen? Entstehen für die Teil-
nehmer am Fernunterricht unterschiedliche Be-
lastungen je nach Art des Trägers? 

— Durch die Leistungskürzungen in der Arbeitsför-
derung aufgrund des Arbeitsförderungskonsoli-
dierungsgesetzes entsteht ein neuer Bedarf an 
Fernunterricht. Daher muß auf jeden Fall ver-
mieden werden, daß es in diesem Bereich zu ei-
ner unverhältnismäßigen Kürzung der Förde-
rung des Fernunterrichts kommt. Die Arbeitsäm-
ter sollten weiter auf den Fernunterricht als ein 
Instrument der Weiterbildung verweisen; die 

Bundesanstalt für Arbeit sollte bei der Durchfüh-
rung des Arbeitsförderungsgesetzes hinsichtlich 
des Fernunterrichts wie bisher verfahren. 

— In einer Reihe von Bundesgesetzen ist der 
Fernunterricht als gleichwertige Unterrichts-
form verankert (Bundesausbildungsförderungs-
gesetz; Bundesbesoldungsgesetz; Bundessozial-
hilfegesetz). 

Die Bundesregierung sollte prüfen, ob dies in 
weiteren einschlägigen Gesetzen sinnvoll wäre. 

— Eine Reihe von steuerlichen Fördermaßnahmen 
trägt dazu bei, den Teilnehmern am Fernunter-
richt die Aufbringung der Kosten zu erleichtern 
(Anerkennung als Werbungskosten bzw. Sonder-
ausgaben) beziehungsweise den Fernunter-
richtsveranstaltern die Berechnung kunden-
freundlicher Gebühren zu ermöglichen (Befrei-
ung von der Mehrwertsteuer und — unter be-
stimmten Voraussetzungen — der Umsatzsteu-
er). Nicht befriedigend gelöst ist die Befreiung 
der Veranstalter von der Gewerbesteuer: Daß ein 
Institut, das berufs- und allgemeinbildende Lehr-
gänge anbietet, von der Gewerbesteuerbefreiung 
ausgeschlossen bleibt, wenn es daneben einige 
Hobby-Kurse anbietet, erscheint nicht angemes-
sen. Die Bundesregierung sollte in dieser Frage 
nach einer sachlich befriedigenden Lösung su-
chen. 

— Bei der großen Mehrzahl von Modellvorhaben im 
Medienverbund wäre eine Beteiligung von Fern-
unterrichtsinstituten möglich. Die Bundesregie-
rung sollte zusammen mit den Ländern die Ver-
anstalter von Medienverbundprojekten zu einer 
solchen Zusammenarbeit anregen. 

Bonn, den 10. März 1982 

Nelle 	Frau Weyel 

Berichterstatter 

Neuhausen 






